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Beachte 

Tritt mit 1. September 2011 in Kraft (vgl. § 200 Abs. 1). 

Für Verwaltungsgesellschaften gemäß Art. 6 der Richtlinie 2009/65/EG, welche in einem anderen 
Mitgliedstaat konzessioniert sind und über eine Zweigstelle, im Wege der Dienstleistungsfreiheit oder 
kollektiven Portfolioverwaltung in Österreich tätig werden, gilt diese Bestimmung samt den in ihr 
verwiesenen Normen rückwirkend ab 1. Juli 2011 (vgl. § 200 Abs. 3). 

Text 

Aufbewahrungspflichten 

§ 21. (1) Die Verwaltungsgesellschaft hat die in den §§ 19 und 20 genannten Aufzeichnungen für 
einen Zeitraum von mindestens fünf Jahren aufzubewahren. 

(2) Bei Vorliegen von außergewöhnlichen Umständen kann die FMA verlangen, dass die 
Verwaltungsgesellschaft alle oder einige dieser Aufzeichnungen für einen längeren, von der Art des 
Instruments oder Portfoliogeschäfts abhängigen Zeitraum aufbewahrt, wenn dies notwendig ist, um der 
FMA die Wahrnehmung ihrer Aufsichtsfunktion gemäß diesem Bundesgesetz oder gemäß der Richtlinie 
2009/65/EG erlassenen EU-Verordnungen zu ermöglichen. 

(3) Die FMA kann in dem Bescheid, mit dem über die Rücknahme der Konzession abgesprochen 
wird, anordnen, dass die Aufzeichnungen bis zum Ablauf eines höchstens fünfjährigen Zeitraumes 
aufzubewahren sind. 

(4) Überträgt die Verwaltungsgesellschaft gemäß §§ 61 oder 62 Abs. 2 die Aufgaben, die sie im 
Zusammenhang mit dem OGAW hat, auf eine andere Verwaltungsgesellschaft, so kann die FMA 
Vorkehrungen im Hinblick darauf verlangen, dass dieser Gesellschaft die Aufzeichnungen für die 
vorangegangenen fünf Jahre zur Verfügung gestellt werden. 

(5) Die Aufzeichnungen sind auf einem Datenträger aufzubewahren, auf dem sie so gespeichert 
werden können, dass die FMA auch in Zukunft auf sie zugreifen kann und die folgenden 
Voraussetzungen erfüllt sind: 

 1. Die FMA muss ohne weiteres auf die Aufzeichnungen zugreifen und jede maßgebliche Stufe der 
Bearbeitung jedes einzelnen Portfoliogeschäfts rekonstruieren können; 

 2. jede Korrektur oder sonstige Änderung sowie der Inhalt der Aufzeichnungen vor einer solchen 
Korrektur oder sonstigen Änderung müssen leicht feststellbar sein; 

 3. die Aufzeichnungen dürfen nicht anderweitig manipulierbar oder zu verändern sein. 



  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 2 von 2 

(6) Für den Fall, das die Verwaltungsgesellschaft gemäß § 5 Abs. 5 die Depotbank mit den 
Aufgaben der Ausgabe und Rücknahme von Anteilen beauftragt hat, sind die Pflichten gemäß Abs. 1 bis 
5 im Hinblick auf § 20 von der Depotbank einzuhalten. 


